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0. K. C. Reichstags: Verhandlungen. 


14. Sitzung des norddeutſchen Reichstages. (28. Mai.) 
Eröffnung 10% Ubr. Bei Beginn der Sitzung find 90 Mitglieder an: 
r Am Tiſche der Bundes⸗Commiſſarien Delbrück, Pape, Graf 
ulenburg, j 
Die Speeialdebatte über das Gefeb, betreffend die Aufhebung der 
Schuldbaft flieht bei § 2, den die Commiſſion durch Einſchaltung der ge⸗ 
ſderrten Worte dahin amendirt bat: „Die geſetzlichen Vorſchriften, welche zur 
Sicherung der Einleitung oder Erledigung des Verfahrens, einſchließlich 
des Executionsperfahrens, den Perſonal-⸗Arreſt geftatten (Sicherungs⸗ 
Arreſt), bleiben unberührt. Es gilt dies insbeſondere von den Vor: 
ſchriften über den Sicherungs⸗Arreſt gegen Nichtangehörige 
des norddeutſchen Bundes, zu dem Zwecke, den Gerichtsſtand 


gegen dieſelben zu begründen und die Vollſtreckung der Ur⸗ 


theile in ihr Vermögen zu ſichern.“ 

Statt deſſen beantragen Lasker und Windthorſt folgende Faſſung: 
„Die geſetzlichen Vorſchriften, welche den Perſonal-Arreſt gestatten, um die 
Einleitung oder Fortſetzung des Proceßverfahrens oder die gefährdete Execu⸗ 
Ken ng Vermögen des Schuldners zu ſichern (Sicherungs⸗Arreſt) bleiben 
unberührt.“ \ 

Referent Leſſe: Die Commiſſion habe das Geſetz fo gefaßt, daß der 
Richter auch nicht den geringſten Zweifel mehr hegen könne über die recht⸗ 
lichen Folgen der geſetzlichen Beſtimmungen. Bei der Aufhebung der 
Schuldhaft habe man es für durchaus nöthig gehalten, den PBerjonal:Arref 
als Arreſtmittel zur Sicherung der Execution beizubehalten, ſobald nachge⸗ 
wieſen wird, daß Vermögen vorhanden iſt, der Schuldner daſſelbe aber bei 
Seite bringen will, z. B. darch Auswanderung ꝛc. Vermögensloſe Schuld 
ner zur Haft zu bringen, ſei nicht mehr moglich. In der Commiſſion fe: 


nun hervorgehoben, daß gegen Ausländer noch eine beſondere Sicherung 


So weit erkundigt man ſich do 


nothwendig ſei, da die Gläubiger dieſen gegenüber in viel ungünftigerer 
Lage wären, als den Inländern gegenüber, da es viel ſchwieriger ſei, dieſe 
vor den Gerichten in Anſpruch zu nehmen. Man habe jedoch nicht ge⸗ 
glaubt, beſondere Ausnahmen in dieſer Beziehung herſtellen zu dürfen, wi: 
es der Abg. v. Blanckenburg gewollt, ſondern gemeint, daß der Sicherheits 
Arreſt, wie man ihn für Inländer beibehalten wolle, auch hier genüge. — 
Man habe jedoch im Geſetze beſonders hervorgehoben, daß die e Beſtimmun⸗ 
gen auch für Ausländer gelten ſollten, um gar keinen Zweifel darüber ob: 
walten zu laſſen. 

Das Amendement Lasker ſei ſachlich vom Commiſſions⸗Antrage nie! 
verſchieden; es iſt nur der Schlußſatz weggelaſſen, in welchem die Zulaſſung 
des Sicherheits⸗Arreſtes gegen Fremde noch beſonders hervorgehoben iſt. 
Es verſtehe ſich dies allerdings von ſelbſt, und er ſtelle deshalb anheim, das 

mendement Lasker ſtatt des Commiſſibnsantrags anzunehmen, obgleich die 
Faſſung des letztern beſtimmter ſei. 8 

Abg. Reichenſperger (gegen den Commiſſionsantrag): Der Vor⸗ 
ſchlag der Commiſſion führt unter dem Titel „Sicherheitsarreſt“ die Schult⸗ 
haft, die durch N 1 aufgehoben fein ſoll, wieder an. 0 reſt“ 
überhaupt gar kein geſetzlicher Begriff und ſchwer zu definiren; er fit jchlieh- 
lich nichts anderes als Erecutionsarreft überhaupt; eher noch ungerechten, 
da der Executionsarreſt erſt nach rechtskräftigem Urtheil, der Sicherheits: 
arreſt aber ſchon vorher vollſtreckt wird. Perſonalarxeſt zur Erzwingung des 
Manifeſtationseides aber iſt durchaus verwerflich. Es iſt dies nichts weiter, 
als eine Verführung zum Meineide. (Ruf: oho!) Der Herr Regierungs⸗ 
Commiſſar Pape hat ſelbſt in einer Sitzung des Abgeordnetenhauſes dies 
mein Urtheil beſtätigt, durch die Mittheilung, daß bei 5—6000 Fällen, in 
denen der Manifeſtationseid abgenommen worden iſt, auch nicht ein Ver 
mögensobject vom Schuldner angegeben worden iſt. Daß hierbei Mein: 
eide 5 find, liegt auf der Hand. Ich bitte § 2 zu ſtreichen. 1 

Abg. Müller (Stettin) bittet, den § 2 im Intereſſe des Handelsſtandes 
aufrecht zu erhalten. Die Rüdjiht auf den Verkehr mit Ausländern mach 
dieſe Abweichung von dem ſtrikten Princip gegenüber beſtehenden Verhäl'⸗ 
niſſen, die Schonung Be zur Nothwendigkeit. Das Exportgeſchäft 
der Grenzprovinzen und der Meßverkehr werde ſonſt durch Erſchütterung der 
bisherigen Creditverhältniſſe außerordentlich leiden. 75 

Abg. Tweſten (negeu den Commiſſionsantrag) bittet, den $ 2 der Com: 
miſſion nicht anzunehmen, da kein Richter wiſſen würde, was er damit an: 
fangen fell. Derſelbe ftehe entſchieden im Widerſpruch mit § 1. Die Per: 
ſonalhaft, um das Verfahren ſicher zu ſtellen, ſei nur eine Art des Perſonal⸗ 
arreſtes, um die Zahlung zu erzwingen; dieſelbe ſei noch bedenklicher, weil 
ein richterliches Urtheil nicht vorliege, der Arreſt alſo auf Grund einſeitiger, 
möͤglicherweiſe ganz unrichtiger Thatſachen vollſtreckt werde, Es ſei deshalb 
ganz principlos, eine ſolche Ausnahme zu ſlatuiren. Sie ſei außerdem ganz 
wecklos. Will man den Sicherheitsarreſt nur zur Begründung des Ber: 
fahrens, ſo iſt dazu nicht nöthig das Feſthalten der Perſon des Schuldners, 
es genügt vielmehr die Beſchlagnahme feiner Effecten. (Abg. Lasker ruft: 
„Ja, wenn er welche hat.“) „Wenn er welche hat“, ruft Herr Lasker. 
Run, wenn ich nicht einmal weiß, wo mein Geſchäftsfreund wohnt und ob 
er überhaupt Vermögengobjecte hat, jo laſſe ich mich gar nicht mit ihm ein 
ch nach ſeinem Geſchäftsfreunde, daß man 
weiß, wo er ſeine Effecten hat. — Die Regierungsvorlage iſt denn doch we; 
nigſtens conſequent; in den Motiven wird geſagt, daß der Sicherungsaxreſt 
blos zur Kan 7 5 70 des Verfahrens dummes Zeug ſei: ſie will deshalb 
den Sicherheitsarreſt bis zur Erledigung des Verfahrens; das iſt aber dann 
gar nichts weiter, als der Exccutionsarreſt, der ja aufgehoben werden ſoll. 
— Will die Commiſſion eine ſolche Beſchränkung arftecht erhalten, jo muß 
fie es wenigſtens nicht jo unklar ausdrücken, wie es geſchieht; ſie hätte 
ſpecialiſiren müſſen, unter welchen Bedingungen und wie lange der Arreii 
uläſſig iſt. — Was man zur Beichöninung der Beſchränkung vorgebracht 

at, daß der Arreſt gegeu wirklich Vermögensloſe nicht vollſtreckt werde, iſt 
illuſoriſch; denn wie ſoll z. B. ein Fremder glaubhaft nachweiſen, daß er 
vermögenslos iſt? 7 a 

Nach alledem iſt der Sicherheitsarreſt nichts anderes, als ein Perſonal⸗ 
arreſt, nur in etwas anderer Form; man will hier durch eine Hinterthur 
wieder einführen, was im § 1 aufgehoben it. Will man den Sicherheits: 
arreft nicht aufheben, fo möge man den Perſonalarreſt überhaupt beſtehen 
laſſen. Es geht aber bier, wie bei vielen anderen Geſetzen. Im Principe 
ſind alle dafür; in einzelnen Fällen aber will man immer kleine Ausnahmen 
machen; jeder möchte gern ſeinen Gläubiger faſſen können; in den Oſtpro⸗ 
vinzen, den Meſſen und polniſchen Juden ꝛc. ꝛc. Dies ſind kleinliche Ruck⸗ 
ſichten, die gegen das große Princip nichts bedeuten dürfen. Wenn man 
durch den Sicherheitsarreſt ſich nur gegen Fremde ſichern will, fo möge man 
dies ausdrücklich ausſprechen, wie v. Blanckenburg es gethan hat. Es wider⸗ 
ſtrebt aber dem heutigen Geiſte des Völkerrechtes und der ganzen Geſetz⸗ 
bung, gegen Fremde andere Beſtimmungen gelten zu laſſen, als gegen 

inheimiſche. — Die Beſtimmung des § 2, wie fie Abg. v. Blandenburg 
vorſchlägt: „Die Perſonal⸗Execution gegen Fremde iſt nur in dem Falle zu, 
äſſig, wenn dieſe in dem Heimathslande derſelben gegen Angehörige des 
norddeutſchen Bundes noch Anwendung findet“, iſt ſchon zweckmäßiger, iſt 
wohl auch gerechtfertigt; die Commiſſionsfaſſung wie den Antrag Lasker bitte 
ich aber abzulehnen. — Auch hier tritt wieder, wie bei unſerer ganzen Geſetz⸗ 
gebung der letzten Zeit, der Mangel hervor, daß weder der Bundesrath noch 
die Commiſſion genügendes Material vorgelegt hat, um die Tragweite des 
Geſetzes in ſeinem Verhältniß zu der Proceßgeſetzgebung anderer Länder x. 
genau überſehen zu können. — Redner bittet zum Schluſſe, den § 2 ganz 
abzulehnen, event, aber höchſtens in der Faſſung v. Blanckenburg's anzu: 
ehmen. 

Bundescommiſſar Pape ſucht in eingehender Behandlung nachzuweiſen, 
daß die Behauptung des Abg. Tweſten, wonach die Schulphaft mit dem 
Sicherbeitsarreſt zuſammenfalle, eine irrige ſei. Der Sicherheitsarreſt ſolle 
nur dazu dienen, gewiſſe proceſſualiſche Handlungen zu ermöglichen und ſei 
in vielen Fällen z. B. zur Begründung des Gerichtsſtandes, zur Ermoͤgli⸗ 
chung der Fortsetzung eines anhängigen Proceſſes, namentlich beim Concurs⸗ 
Verfahren, als Mittel die Anerkennung und Befolgung gerichtlicher Anord⸗ 
nungen durchzuſetzen von der größten Wichtigkeit. Für abſolute Aufhebung 
des Sicherheitsarreſtes habe ſich unter ſämmilichen eingeholten Gutachten 
kein einziges aus en, in Oeſterreich habe man ihn bei Aufhebung der 


„Sicherheitsarreſt“ it | lution; ich wünſchte fie dahin mobificirt, da 


Leunundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


Schuldhaft in vollem Umfange aufrecht erhalten, und der hauptſächlichſte, 
dagegen gemachte Einwand, daß man dadurch einen Unterſchied zwiſchen 
Ausländern und Inländern ſchaffe, ſei durchaus unrichtig. Einen ſolchen 
Unterſchied würde er ſelbſt in dem Geſetze auf das Entſchiedenſte bekämpfen, 
um ſo mehr, als ſowohl Oeſterreich wie Frankreich jede derartige Schranken 
hätten fallen laſſen. Die Beſorgniß, daß man aus dem Sſcherheitsarreſt 
eine neue Schuldhaft machen werde, könne nur Derjenige jagen, welcher 
glaube, daß die Gerichte eine Auslegung verſuchen würden, die ſowohl dem 
Wortlaute des § 2 wie der Bedeutung und dem Sinne des ganzen Geſetzes 
widerſpräche. Er bitte deshalb, im Sinne der Vorlage zu ſtimmen, und die 
beantragten Zuſätze als entbehrlich abzulehnen. 

Abg., Wagner (Altenburg): Die Schuſdhaft gegen Ausländer aufrecht 
zu erhalten iſt unmöglich, wenn wir diefelbe für Inländer aufheben. Anders 
verhält es ſich mit dem Perſonalſicherbeitsarreſt. Dieſer richtet ſich 
mäßig gegen Ausländer wie gegen Inländer, wenn er auch ſeiner Natur 
nach in den Grenzdiſtrieten mehr gegen die Erſteren zur Anwendung ge: 
bracht werden wird. Eines ſolchen Sicherheitsarreſtes kann keine Geſetzgebung 
entbehren, und das öſterreichiſche Geſetz hält denſelben in größerem Umfange 
aufrecht als die Vorlage. Ich bitte Sie, den § 2 anzunehmen, den Antrag 
Windthorſt und Lasker aber abzulehnen. 9 . 

Referent Leſſe wendet ſich gegen Reichenſperger und Tweſten und bittet, 
den § 2 anzunehmen, um nicht das ganze Geſetz zu gefährden, denn er glaube 
kaum, daß der Bundesrath nach Aufhebung des Sicherheitsarreſtes die Vor⸗ 
lage noch aufrecht erhalte werde. , d 
Darauf wird der Antrag Lasker und Windthorſt mit 
rität angenommen und ſomit die Faſſung des § 2 der Vor 
Die übrigen SS werden ohne Debatte genehmigt. - 
Abg. Lasker beantragt einen Zuſatzvaragraphen, daß das Geſetz 
ſofort mit ſeiner Publication im Bunpesgeſehblatte in Kraft trete. Viele 
Gläubiger würden die Zwiſchenzeit noch benuzen gegen ihre Schuldner die 
Haft vollſtrecken zu laſſen, wie ſich ſchon jetzt die Anträge auf Perfonalerecu- 
tion weſentlich verwehrt hätten. Dies widerſpreche ſowohl der öffentlichen 
Anſchauung wie dem ſittlichen Inhalte des Geſetzes, und deshalb möge man 
die ſofortige Geltung des Geſetzes beſchließen. 

Der Antrag wird mit großer Majorität angenommen. 

Abg. v. Blanckenburg zieht feinen Entwurf zurüd, worauf das ganze 
Geſetz in der vorher genehmigten Faſſung faſt einſtimmig angenom⸗ 
men wird. (Dagegen u. A. die Abag. Schwerin und Meyer (Thorn). 

Es kommt ſchließlich die vom Abg. Schulze beantragte Reſolution 
zur Discuſſion: „Den Bundesrath aufzufordern, dem Reichstage in der 
nächſten Seſſion einen Geſetz⸗Entwurf vorzulegen, worin das unbedingte 
Verbot jeder Beſchlagnahme noch nicht verdienter Arheits⸗ und Dienſt⸗Löhne 
im Erecutions⸗ und Arreſtwege ausgeſprochen wird.“ El 

Ref. Leſſe: Bereits 1861 hat das preußische Abgeoronictenhaas die in 
der Reſolution ausgeſprochene Anſicht zu der ſeinigen gemacht, und 1865 
wurde eine ähnliche Reſolution Wagener's fait einſtimmig angenommen. 

Auch der nächſte Juriſtentag wird ſich mit dieſer Frage beſchäftigen und hat 
bereits mehrere bedeutende Juriſten aufgefordert, ihr Gutachten abzugeben. 
Bedenklich erſcheint mir nür die beſtimmte Faſſung der vorliegenden Reſo⸗ 

1 5 der Bundesrath aufgeforver: 

würde, in der nächſten Seſſton eine Geſetzesvorlage zu machen, welche im 
Sinne der früher gefaßten Reſolution die Zuläſſigkeit einer Beſchlagnahme 
von Arbeitslöhnen aufhebt. f 0 

Abg. v. Bernuth: Auf der Tagesordnung ſteht von dem Antrage des 
Abg. Schulze nichts. Derſelbe iſt ein durchaus ſelbſiſtändiger und hat mii 
dem fo eben angenommenen Geſetzemwurf nichts zu thun. So ſehr ich ihn 
ſeinem Inhalte nach billige, halte ich uns doch nicht für berechtigt, darüber 
jetzt zu verhandeln. a 

Praäſident Simfon bedauert, daß der Vorredner feine Bedenken geger 
die geſchäftliche Behandlung nicht geſtern bereits geltend gemacht, und con: 
jtatirt, daß das Haus in unzähligen Fällen in der von ihm vorgeſchlagener 
Weiſe verfahren habe. 2 
fal Der Abg. v. Bernuth läßt in Folge dieſer Erklärung feine Bedenlen 
fallen, — AIG 
Abo, Dr. Waldeck: Die Möglichleit, den noch nicht verdienten Arbeits: 
lohn eines Arbeiters mit Beſchlag zu belegen, iſt für dieſen ſchlimmer, als 
der ſoeben von Ihnen beſeitigte Perſonalarreſt. Es wird dadurch ein, Hin: 
eindringen in das Verhältniß zwiſchen Arbeiter und Arbeitgeber ermöglicht 
das abſolut unzuläſſig iſt und wodurch man dem Gläubiger ein Recht giebt 
ſich die Arbeitskraft ſeines Schuldners, durch die derſelbe ſeinen Unterhalt zu 
erwerben angewieſen ift, dienſtbar zu machen. Einer der humanſten Fabrik⸗ 
Unternehmer, der verſtorbene Abg. Reichenheim, erklärte damals, als die 
Frage im preußiſchen Abgeordnetenhauſe verhandelt wurde, daß er, falls 
man den Arbeitslohn eines ſeiner Axbeiter vorweg mit Beſchlag belegen 
würde, im e des Arbeiters ſelbſt dieſen entlaſſen müſſe. Doch nicht 
nur jede geſunde wirthſchaftliche Theorie, auch das Rechtsprincip wird durch 
eine ſolche Beſchlagnahme noch nicht verdienter Arbeitslöhne verletzt. Die 
Frage wurde im Jahre 1847 proceſſualiſch entſchieden, indem ein Kaufmann 
mit ſeiner Arreſtklage gegen einen Arbeitgeber abgewieſen wurde. In den 
Gründen des Erkenntniſſes wurde ausgeführt, daß eine Beſchlagnahme noch 
nicht verdienter Löhne unzuläſſig ſci, da der Arbeitgeber jeden Augenblick 
das Recht habe, den Arbeiter zu entlaſſen, und zu einer ſolchen Maßregel 
geradezu gezwungen ſei, wenn dem Arbeiter die nothwendigſten Subſiſtenz⸗ 
mittel entzogen würden. Für den Vorſchlag, den Lohn nur bis zu einem 
gewiſſen 


grober Majo⸗ 
age beſeitigt. 


lern erreicht, ſo kann eine Entſcheidung des Ober⸗Tribunals nicht herbeige⸗ 
führt werden. In Folge deſſen beobachten die perſchiedenen Gerichte ihre 


deshalb nothwendig, und ich bitte, dieſelbe nicht — wie der Abg. Leſſe vor⸗ 
ſchlägt — auf die lange Bank zu ſchieben, ſondern dieſer Forderung der Ge: 
rechtigkeit fo bald als möglich zu entſprechen. (Beifall. 

Abg. Dr. Friedenthal dankt dem Antragſteller für die Reſolution, welche 


n 
in voller Connexität mit der Aufhebung der Schuldhaft ſtehend, die Arbeits: tagungsantrag, we a jetzt 


freiheit ſchütze. Er widerlegt die von dem Referenten vorgeſchlagene Modi⸗ 


fication. Letzterer habe überſehen, daß der 


eb die Schultzeſche Reſolution nur die noch nicht verdienten 
etreffe. 


der ſo eminent nützlichen Sache, ſondern eine 
wärtigen Zuſtandes, denn es ſei, wie ja 


chränkungen zu, fo erhebe man den Mißbrauch unter Bedingungen zum 
Geſetz. Darin liege der Werth der Nejolution, 
unbedingt verbieten und ſofort befeitigen wolle. Der Annahme der Reſo⸗ 
lution werde der Dank der Landwirthſchaft und Induſtrie, der Arbeitgeber 
und Arbeiter folgen. N 

Abg. Blandenburg: Als im Jahre 1863 der heute verlesen An⸗ 
rag vom Abg. Wagener geſtellt wurde, forderte der Abg. Waldes 
Parteigenoſſen auf, trozdem für den Antrag u ſtimmen. So bitte ich Sie 
an rechts) heute, ſich an dem Namen des 

enn die Fortſchrittspartei mit einem Antrage kommt, den die Reaction 


ſchon 5 Jahre vorher geſtellt hat, dann muß es doch ſicher etwas Gutes fein. des 
auf den Vorſchlag des angenommen iſt. 


(Heiterkeit.) Ich bitte Sie deshalb, ohne Rückſicht 
Referenten der Reſolution einſtimmig beizuſtimmen. 
Abg. SEK: Dur 
diente Arbeitslöhne mit Beſchlag 
zur Arbeit genommen, da er ſich t 
ſolchen Zuſtand halte ich deßhalb für gefährlicher, als 
der Freiheit, deren Aufhebung Sie ſoeben beſchloſſen haben. Die einzige 
Furcht, die man gegen die Annahme meiner Reſolution geäußert bat, ist die, 
daß man grade den unbemittelten Klaſſen, die den Credit am nöthigiten 
brauchen, denſelben entziehen würde, Ich kann dieſe Furcht nicht theilen, es! 


ſelbſt die Entziehung 


leich⸗⸗ 


Verwa 
hält die Zeititellung der Forderung im Concurje und ihre Befriedigung aus 


. Theile im Voraus mit Beſchlag belegen zu dürfen, kann ein recht- Con 
licher Grund eben fo wenig angegeben werden, wie bei der ganzen Höhe des 78 anweſende Mitglieder. 
Lohnes und auch in wirthſchaftlicher Beziehung ſiehen dieſelben Gründe ent⸗ den Sitzungssaal, worauf nach Verlauf ein 
gegen. Da das Object derartiger Arreſtllagen niemals die Höhe von 20 Tha⸗ zu füllen beginnt. Wir zählen nun 117 


0 Antrag des Adgeordnetenhauſes Sitzung. d 
die Beſchlagnahme aller Arbeits: und Dienitlöhne zum Gegenſtande gehabt tune Festlichkeit, Donnerstag den 4. 


ein A 
Hiernach enthalte der Vorſchlag des Referenten nicht nur eine Abſchwächung meiſten 
Verſchlechterung des gegen: zu kurze, um nach Haufe r 
ͤrt f Abg. Waldeck nachgewieſen, ein jſu⸗ nigung der Sitzungen 
riſtiſches Nonſens, noch nicht verdiente Löhne zu arreſtiren; ein Nonſens, bereits eine Zeit von 1 
von dem man kaum begreifen könne, wie es in der Praxis der Gerichte feſten anal theilnehmen. 
uß fan konnte. Laſſe man nun eine ſolche Beſchlagnahme unter Ber | jamme 


daß ſie dieſen Mißbrauch erg en, daß inzwiſchen das Zoll 


ntragſtellers nicht zu ſtoßen. Sonnabend und die erſte Sitzu 


ch die jetzt beſtehende Möglichkeit, noch nicht ver⸗ 10 A. 
zu belegen, wird dem Arbetter jeder Sporn bolſteiniſcher Offiziere. 2) Poſt 
ede Frucht derſelben entzogen ſieht; einen die Regulirung 


; ö 7 
5 20. 3 übernebmen a Bol 
1 e au ‚Zeitung, welche So un nta 
Auen Sn übrigen Lager — age n 
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Freitag, den 29. Mal 1868. 


würde dem Credit nur feine ehen Baſis wiedergegeben werden, deren er 
jetzt entdehrt. Der Krufmann oder Bupiker hat jetzt den Arbeiter, dem er 
borgt, vollkommen in Händen; der letztere iſt ihm dienſtpflichtig, er muß 


ſchlechte Waare nehmen und ſich oft noch Sachen aufſchwatzen laſſen, die er 


ger nicht braucht. Wenn ein ſolcher Zuftand aufbörte und dadurch die Ars 
eiter immer mehr auf den genoſſenſchaſtlichdn Credit hingewieſen würden, 
io wäre das ein Reſultat meines Antrages, das ich nur mit Freuden bes 
grüßen könnte. 8 E 1 b 

Referent Leſſe conſtatirt, daß er der Sache nach mit dem Antragſteller 
Fr in vollkommener Webereinftimmung befinde, und da die von ihm vorge⸗ 
ſchlagene Form nicht den Anſichten der Majorität zu entſprechen ſchiene, jo 
ziehe er ſeinen Vorſchlag zurück. Die Reſolution des Abg. Schulze wird 
hiermik einſtimmig augenommen. RT 
Zweiter Gegenſtand der Tages: Ordnung üft der Geſetzentwurf des Abg. 
Schulze, betreffend die privatrechtliche Stellung der Erwerbs und Wirth⸗ 
ſchaftsgenoſſenſchaften. Referent Dr. Becker (Dortmund). Der Entwurf 
schließt ſich im Weſentlichen bis auf den Wortlaut dem preußiſchen Geſetze 
an. Von den wichtigeren Abänderungen heben wir folgende hervor. Alinea 
2 des § 8 des preußiſchen Geſetzes lautet: „Der Gewinn und Verluſt wird 
in Ermangelung einer anderen Beſtimmung des Geſellſchaftsvertrages unter 
die Genoſſenſchafter nach Köpfen vertheilt. Hierfür ſchlägt der Commiſſions⸗ 
Entwurf die Faſſung vor: . f 
In Ermangelung einer andern Beſtimmung des Geſellſchaftsvertrages 
wird der Gewinn unter die Genoſſenſchafter nach Hohe von deren Geſchaͤfts⸗ 
antheilen vertheilt, ebenſo der Verlust, ſoweit dieſe Antheile zuſammen zu 
deſſen Deckung ausreichen, wogegen ein nach Aufopferung des Geſammibe⸗ 
trages derſelben noch zu deckender Reſt gleichmäßig nach Köpfen von ſämmt⸗ 
lichen Geſellſchaftern aufgebracht wird.“ q 


Zu $ 12 des preußischen Geſezes, der von der folidariiben Haitbarkeit 
der Mitglieder dad . bet die Commiſſion den Zuſatz beſchloſſen: „Die 
einer Genoſſenſchaft bei der 


A0 Frauensperſonen können in Betreff 


dadurch eingegangenen Verpflichtungen auf die in den einzelnen Staaten 


geltenden Rechtswohlthaten der Frauen ſich nicht berufen.“ 


In 8 50 des preußiſchen Gofepes (Formalitäten bei einer Zahlungsein⸗ 


ftellung) ſchaltet die Commiſſion ein: „die Liquidatoren find berechtigt, 


gegen jr angemeldete Forderung, unabhängig von dem Vertreter (Curator, 
ter) der Concursmaſſe Widerſpruch zu erheben. Dieſer Widerſpruch 


der Concürsmaſſe nicht auf. 

Als neu iſt § 52 ben welcher in dem Commiſſionsberichte als 
die wichtigste und folgenteichſte Ergänzung des preußiſchen Geſeges bezeichnet 
wird. Derſelbe bezweckt eine Verminderung der Zahl der Proceſſe und ſchreibt 
vor, daß, wenn in einem Concursperfahren die Beſchaffung der zur Deckung 
der Gläubiger wegen ihrer im Concurs erlittenen Ausfäße nach dem Be⸗ 
ſchluſſe der Generalverſammlung nicht innerhalb 8 Tagen auf freiwilligem 
Wege bewerkſtelligt iſt, dann die execuptiviſche Zwangsumlage unter 
den Genoſſenſchaftern eintritt. Zugleich werden die Formalitäten dieſes 
Verfahrens näher feſtgeſtellt. N 

Löwe und Lasker beantragen hierzu folgenden Zuſatz: „Bis zur Been⸗ 
digung dieſes Verfahrens kommen ungeachtet der Aufloſung der Genoſſen⸗ 
ſchaft, wie im Falle der Liquidation in Bezug auf die Rechtsverhältmiſſe der 


des 2. und 3. Abſchnittes dieſes Geſezes zur Anwendung.“ 
$ 53 (Verjährung der Klagen gegen die Genoſſenſchafter) iſt von der 
Commiſſion gegen den entſprechenden Paragraphen des preußiſchen Geſetzes 


zugefügt: „Bei künvbaren Forderungen tritt die Kündigungsfriſt der Ver⸗ 


jährungsfriſt hinzu“ 3 4 a 
Löwe und Lasker ſchlagen vor, dieſem Satze noch die Worte „ohne daß 
gekündigt zu fein braucht“ binzuzufügen. e N 
Endlich beantragen diefelven unter den Schlußbeſtimmungen hinter § 59 
als einen beſonderen Paragraph folgende immu 
dem Vermögensſtande einer ihn tee enofenei wird durch deren 
Eintragung in das Genoſſenſchaftsregiſter nichts geändert. Uebrigens iſt eine 


15 0 0 nimmt, nicht gendthigt, ſich unter das gegenwärtige Geſetz zu 
en.“ f 5 0 g 
Referent Ur. Beder: Das vorliegende Geſetz it faſt ganz gleich dem 
preußiſchen und enthalt Abänderungen nur in der Regulirung der Verhalt⸗ 
niſſe, in denen die Solidarhaft der Mitglieder zu Geltung kommen ſoll. 
Zur Generoldiscuſſion meldet ſich Niemand zum Worte, nur erklärt ſich 
Wg Fa: mit den Amendements einverſtanden. f & 
raͤſident Delbrück billigt die Tendenz der Vorlage, ift aber nicht in 
der Lage, eine Erklärung abzugeben über die Stellung, die der Bundesrath 


zu den vorgenommenen Abänderungen des preußiſchen Geſetzes einnehmen 


werde. Auch zur Specialdiscuſſſon ſpricht Niemand, der Geſetzentwurf der 
Commiſſion ſowie ſämmtliche Amendements werden im Einzelnen wie im 
Ganzen angenommen. 


ährend der Verhandlung über dieſen Geſetzentwurf hat Vicepräfivent 


Heron von Ujeſt den Vorſitz übernommen. 

uf der SE ſteht noch die 
Dr, Reincke (betr. die Einfügung eines Verfaſſungsartitels, wonach dem 
Reichstage das Recht eingeräumt wird, Commiſſionen behufs näberer Unter: 


ſuchung von Thatſachen einzuſetzen. Bevor in die Berathung über denſelben 
Fur wird, beantragt Abg. Dr. Reincke Auszählung des Hauſes behufs 
ugenblide im Hauſe 


tatirung der Beſchlu Pie (Wir zählen in dieſem 
Nehrere Abgeordnete der rechten Seite verlaſſen 

ie ec ſich etwas mehr 

| 7 Mitglieder. 

Vicepräſident Herzog v. Ujeſt ſcheint dem Antrage auf Zählung nicht 


; r olge geben zu wollen, ſondern berweilt den Antragſteller auf die Schluß⸗ 
verſchiedene Praxis, bei welcher fie je nach der Rechtsanſchauung, die fie ein: Salbe gehe ei der 8 8 . 
mal ausgeſprochen, ſtehen bleiben. Eine geſetzliche Regelung der Sache iſtſ ſes herausſtellen werde. 


ſich ja die Beſchlußfapigkeit oder Unfähigkeit des Hau⸗ 


terdeſſen ſtellt Abg. Lasker den Antrag auf Vertagung der Sitzung. 
Der Vicepräſident bemerkt dem Antragſteller, aß Anträge auf Bente 
ſchriſtlich eingebracht werden müſſen. ; 


Präſident Simſon nimmit den Praſidentenſtuhl wieder ein. Der Ber 
eingegangen iſt, wird angenommen. 


ſchriſtlich 
batte Aal 


Eine 1 5 ſich noch 


95 über den Tag der nächſten 
uni, vor. 

ttwoch eine Sitzung anzuberaumen, 
zelcher lebhaſt don dem Abg. Evelt unterſtützt wird. Far die 
tglieder des Hauſes ſei die Hit bis zum Donnerstag doch eine 


Schwerin bittet, ſchon auf 
7 welcher lebhaſ 


ſchon aus dem Grunde, weil manche Ab, 
% Jahren ununterbrochen an parlamentariſchen Be⸗ 
a udem ſei der Reichstag bereits 6 Wochen. vers 

t und habe erſt 14 Sitzungen abge 
Bräfident Simſon wahrt das Haus gege 
parlament getagt habe. 


9. Graf Schwerin bittet nochmals, bereits Mittwoch wieder zuſammen t 
Wohle des Waters 


de „ } . 
Abg. v. Luck ſpricht gegen den Vorſchlag des Abg. Schwerin; wole man 


lu treten. „Opfern wir dieſe ſchonen Frühlingstage dem 


deck ſeine beſchleunigen, fo ibäte man am Beſten, nur die beiden Feſttage auszuſetzen. 


bg. Hänel (Kiel) beantragt, die letzte Sitzung vor dem Feſte a 


ach dem Feſte am Dinstag abzuhalten. 


Uhr. Nächſte Si 
denn bie Ben, geh 6 ae 
- weiz. 
der Donaumündung. 90 Antrag Reind a 1 
— Lee 


Il der Gigun 2% 
Abe. . . 5 Geſeſ⸗ 
etreffend 


= Berlin, 28. Mai. [Die heutige Sitzung des Reichs⸗ 
tages] erledigte unter dem Eindruck der tropiſchen Hitze ihre umfang 


reiche Tagesordnung ſchneller als man hätte erwarten follen. Nur die 


— 


bisherigen Genöſſenſchaſter untereinander, wie gegen Dritte die Vorſchriflen 


Beſeimmung aufzunehmen: „In 


Genoſſenſchaft, welche die Rechte einer „eingetragenen Genoſſenſchaft“ nicht 


Verhandlung über den Antrag 


ſident Simſon ſchlägt mit Rückſicht auf die morgige mili⸗ 


fen zu konnen. Es empfehle ſich eine Beſchleu⸗ 
bgeoronete . 


halten. ... x 
gegen dieſe Kritik, man möge nicht 


n 
u der Abſtimmung werden ſchließlich die Anträge des Abg. Hänel und 
bg. Graf Schwerſn abgelehnt, womit der. lag des Präfiventen 
ung Donnerstag den 4, Juni 
5 chleswig⸗ 


4 


7 N D (ER TZR N 2 5 * N 7 = 1 * 
r a 8 * 7 g 
A Vorlage wegen Aufhebung der Schuldhaft verurſachte noch längere 
i Debatte. Die angenommenen Verbeſſerungsanträge ſind in der That 
© als practiſche Verbeſſerungen anzuſehen und es iſt kaum zu bezweifeln, 
N daß der Bundesrath denſelben zuſtimmen wird; fraglich bleibt, wie ſich 
der Bundesrath zu der Reſolution gegen Arreſtſchlag auf Arbeitslöhne 
5 


I) verhalten wird. Wie man hört, iſt auch hier Seitens des 
Bundesrathes Annahme zu erwarten. — Der Antrag Schulze⸗ 
Pelitzſch wegen Ausdehnung des preußiſchen Genoſſenſchaftsge⸗ 
ſetzes auf den ganzen Nordbund iſt gar zu ſchnell abgewickelt⸗ 
* worden, es war dies um ſo mehr zu bedauern, als der Antrag 


Ir ſteller die Abſicht hatte, die jetzt vorliegenden Genoſſenſchafts⸗ 
geſetze zu beleuchten und auf eine Zuſammenfaſſung derſelben wenig⸗ 
ſtens für größere Gebiete hinzuweiſen. Die vorgeſchlagene Auszählung 

der Anweſenden vor Erledigung des Antrages Reincke auf Einſetzung 

von Commiſſionen zur Unterſuchung von Thatſachen, führte ſchnell zum 
Schluß der Sitzung, und die Frage, ob die Pfingſtferien bis Mittwoch 


ſelben nur in der Hoffnung verlaſſen, daß ſofort das Geſetz wegen 
Penfipnirung der ſchleswig⸗holſteiniſchen Offiziere zur Berathung ge: 
langen würde. 

? Dresden, 28. Mal. [Eiſenbahnanleihe.] Nachdem in der 
Eiſenbahnfrage geſtern Nachmittags zwiſchen beiden Kammern über alle 
Punkte ein Einverſtändniß erzielt worden, iſt heute eine Aprocentige 

Eiiſenbahnanleihe von 20 Millionen Thalern genehmigt, welche vom 

Januar 1869 ab ſucceſſive zur Ausgabe gelangen ſoll. Bezüglich des 
Geſetzes über die Aufhebung der Todesſtrafe iſt keine Einigung erfolgt. 

Heute findet die letzte Sitzung in beiden Häuſern ſtatt; morgen verab⸗ 
ſchieden ſich die Landtagsmitglieder vom Könige. N 
n Oeſterreich. 

Wien, 28. Mai. [Unterhaus] Bei der erſten Leſung der 
Regierungsvorlage, betreffend die Aenderung der Statuten der National⸗ 
bank, erklärte der Finanzminiſter, die definitive Regelung der Bankfrage 
fei für jetzt nicht moglich, da eine Verhandlung mit dem ungariſchen 
Miniſterium vorangehen müſſe. Es ſei jedoch wünſchenswerth, daß der 

Geſchäftsumfang der Nationalbank einſtweilen erweitert werde. — Abg. 
Winterſtein reichte eine Petition der hieſigen Börſenkammer ein, worin 

das Haus gebeten wird, zu einer Reduction der Zinſen der Staats⸗ 
ſchuld ſeine Zuſtimmung nicht zu ertheilen und die Couponsbeſteuerung 
auf das geringſte Maß zu beſchränken. 


ö = Breslau, 29. Mai. [Ankunft.] Se. fürſtbiſchöfliche Gnaden 
Dr. Heinrich Förſter iſt von feiner Inſpections⸗ und Firmungsreiſe geſtern 
Nachmittag wieder hier eingetroffer und wird längere Zeit hier verweilen. 


Breslau, 28. Mai. Der Decernent für Gewerbe: und Eiſenbahn⸗ 
Angelegenheiten bei der Königl. Regierung zu Oppeln, Regierungs⸗Rath 
Giehne, iſt an das hieſige Regierungs⸗Collegium verſetzt worde 


Breslau, 27. Mai. (Schwurgericht.] Auf der Anklagebank er⸗ 
ſchien zuerſt der Photograph Johann Michael Paul Schipke aus Breslau 
wegen wiederholten ſchweren Diebſtahls im erſten Rückfalle. Derſelbe betreibt 
anſcheinend gewerbsmäßig ſtets nur eine Specis des Diebſtahls, der darin 
beſteht, daß er kleine Kinder an ſich lockt und ihnen die mitgeführten Sachen 
abnimmt. Es iſt dies ebenſo bequem als mit Rückſicht⸗ 1 die Perſonen der 
Beraubten ruchlos. Das Strafgeſetz ſtellt dies daher auch dem ſchweren Dieb⸗ 
ſtahl gleich und droht im § 218 Nr. 5 Zuchthaus ſtrafe bis zu 10 Jahren an. 
Der Angeklagte traf am 20. Januar c. den 7 Jahr alten Knaben Conſtan⸗ 
tin Deyneſt auf der Stockgaſſe an. Derſelbe hatte mehrere in eine Schürze 
9 epadte Gegenſtände bei ſich, welche er auf die Dreilindengaſſe tragen follte. 
N Per Angeklagte an ihn auf, zu einem Schuhmacher zu gehen, um ein 
i 5 Stiefeln abzuholen, die ſchon bezahlt ſeieu und nahm ihm dis zu feiner 

Rückkehr das Packet ab. a he 

pbhineingegangen war, verſchwand der Anklagte mit den Sachen deſſelben; er 

3 verfaufte fie für 3 Sgr. und verbrauchte dieſes Geld In ſich. Ein ganz 
ähnliches Manöver machte er mit dem Knaben Paul Obſt, den er aus der 
Schule mit der Büchertaſche nach Haufe kommend auf dem Kränzelmarkt an⸗ 
traf. Auch hier mußte der Schuhmacher mit Stiefeln herhalten, um dem 
Angeklagten den Beſitz der Büchertaſche nebſt Inhalt zu verſchaſſen. Es ge⸗ 
lang ihm jedoch nicht, dieſelbe zu verkaufen, ſondern er wurde bei dem Ver⸗ 
ſuch von einem Polizeibeamten . > \ 

1 In der mändlichen Verhandlung kam auch diesmal wie es ge⸗ 

pobͤhnlich bei dieſen Fällen ftattfindet, die Frage zur Anregung, ob denn 

fſtäatt Diebſtayl nicht vielmehr Unterſchlagung vorliege, da ja eine Uebergabe 
der Sachen durch die Knaben an den Angellagten en hatte, ſo 
daß dieſer die Verpflichtung erhielt, die ihm anvertrauten Sachen dem Eigen: 
thümer zurückzugeben. Das oben citirte Geſetz beſtraft aber nicht die Unter: 
ſchlagung von Sachen, welche Kinder unter 12 Jahren bei fi führen, ſon⸗ 
dern die Entwendung 8 
Das Ober⸗Tribunal hat nun angenommen, daß, wenn Jemand ſchon, 
als er fi die Sachen übergeben ließ, die Abſicht hatte, dieſelben ſich rechts⸗ 
widrig zuzueignen, nicht Unteefhlagung, ſondern Diebſtabl vorliege. 

1 Der Angeflante wurde durch die Geſchworenen der Anklage gemäß ohne 
Annahme mildernder Umſtände für ſchuldig befunden und zu zwei Jah⸗ 
ren Zuchthaus und Stellung unter Polizeiaufſicht auf 8 verurtheilt. 

Hierauf wurde eine Anklage wegen wiederbolter Urkundenfälſchung gegen 
den Sattler Augnſt Kirſchner aus Klein⸗Zöllnig verhandelt. Derſelbe hatte 
am 11. und 13. September a, pr. bei dem Gerbermeiſter Scheurich zu Bern⸗ 
ſtadt fälſchlich mit der Unterſchrift des dem Scheurich bekannten Carl Aß⸗ 

mann aus Kl.⸗Zöllnig derſehene Zettel prodneirt, worin um Verabfolgung 
von Lederwaaren auf Credit gebeten wurde und hatte dieſe auch erhalten. 

Der Angeklagte wendete ein, daß er die Zettel nicht ſelbſt gefälſcht, ſondern 

von einem Unbekannten erhalten und nur zur Erlangung von Credit bei 

Scheurich benutzt habe, mit der Abſicht, die entſtandene Schuld ſpäter zu 

b filgen. Dieſe Tilgung war jedoch geſtändlich nicht erfolgt; auch leuchtete die 

Urnwahrheit dieſer in der Bee erhobenen Einwände derart ein, 

daß er vorzog, in der mündlichen Verhandlung ein ausreichendes Geſtänd⸗ 
niß abzulegen. Er wurde unter Annahme mildernder Umflände zu 4 Mo: 
naten Gefängniß, 10 Thaler Geldbuße event. noch eine Woche Gefän gniß 
derurtheilt. . ; 
die letzten beiden Verhandlungen waren ohne Intereſſe. Es wurden die 

Taagearbeiter Johann Pius Hofrichter und Johann Carl Auguſt Werner, 
beide aus Breslau, wegen neuen ſchweren Diebſtahls reſp. ſchweren Diebſtahls 
unter Annahme mildernder Jan dle erſterer zu 1 Jahr Zuchthaus und 

Stellung unter Polizeiaufſicht auf gleiche Dauer, letzterer zu 6 Monaten Ge: 
flüngniß und den enkſprechenden beider Ehrenſtrafen, und der Tagearbeiter 

Carl Weinert aus Deutſch⸗Hammer wegen verſuchten neuen ſchweren Dieb: 

ö tahls, wobei mildernde Umſtände ausgeſchloſſen wurden, zu 5 Jahren Zucht⸗ 

m und Stellung unter Polizeiaufſicht auf 155 Dauer verurtheilt. 

Hiermit endete die fünfte Schwurgerichts periode dieſes Jahres. 


1 robin] Liegnitz. Wie unſer „Stadtblatt“ 
me be Leaf die dee Ebbadengllde zur bevorſtehenden 300 jähri⸗ 
6 pen Jubelfeier eine kurze en der „ mit deren Ab⸗ 
N r. Dr, Sammter betraut worden iſt. 5 j 
1 ar Der „Nied. Cour.“ erzählt: „Auch unſer 5 iſt von 
eeinem, zum Glück nicht ſehr bedeutenden Waldbrand betroffen Maren, 
Am 23. d. ir im Revier Graſegrund aus bis jetzt nicht ermittelten 
Urſachen ein Waldfeuer, das den Beſtand von ca. 12 Morgen vernichtete, 
ehe die Löschung erfolgte. Ein Mann, welcher das Feuer ſah, da es noch 
eine geringe Ausdehnung hatte, aber weder ſelbſt etwas zu ſeiner Löſchung 
that, noch am nächſten Orte Anzeige machte, wird zur Verantwortung gezo⸗ 
gen werden und der wohlverdienten Strafe nicht entgehen. — Ein anderes 
aldſeuer im ſtädtiſchen Forſt wurde im Entſtehen von einer Frau ſofort 
mit lobenswerther Anſtrengung unterdrückt. 


. Telegraphiſche Depeſchen 
aus dem raphac 3 7 
Berlin, 29. Mal. Im geſirigen Zollbundesrath wurde ein Prä⸗ 
fivialantrag eingebracht auf einen neuen Handelsvertrag mit Japan. 


Br. oder Donnerstag währen follten, zu einer längeren Debatte, die ſich 
für den letztgedachten Tag entſchied. Die Schleswig⸗Holſteiner, welche 
Pe mit dem Feſtzug zu ihren Familien zurückgekehrt waren, hatten den⸗ 
pr 
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Als der Knabe in das Haus des Schuhmachers 


Der „Voſſ. 31g.“ zufolge iſt die Publication des 
wahrſcheinlich ſchoͤn am Sonnabend zu erwarten. 

Wien, 29. Mai. Die „Preſſe“ meldet: Der geſtrige Miniſter⸗ 
rath unter dem Vorſitz des Kaiſers beſchloß das Vermögensſteuer⸗ 
project fallen zu laſſen, und dem Minoritätsantrage des Budgetaus⸗ 
ſchuſſes auf 20proc. Couponſteuer zuzuſtimmen. Den Majoritäts antrag 
auf 25procentige Zinſenreduction erklärte die Regierung unmöglich der 
kaiſerlichen Sanction vorlegen zu können. 

Stackelberg überreichte geitern dem Kaiſer in beſonderer Audienz 
ſein Abberufungsſchreiben; er reiſte nach Paris ab. 

Paris, 27. Mai. (Verſpätet eingetroffen.) Der „Abendmoniteur“ 
ſchreibt in ſeinem Bulletin: Die Seſſion des Zollparlaments iſt durch 
eine Rede des Königs von Preußen geſchloſſen worden. Der König 
hat, indem er die Arbeiten der Verſammlung durchging, auf die glück 
lichen Reſultate hingewieſen, welche dieſelben für den auswärtigen und 
innern Handel, für die Entwickelung des öffentlichen Wohlſtandes und 
die Vereinfachung des Zollverfahrens im Zollverein haben müſſen. 
Unter dem Ausdrucke des Gedankens, daß die abgelaufene Seſſion das 
gegenſeitige Vertrauen der deutſchen Bevölkerungen und ihrer Regie⸗ 
rungen gekräftigt habe, bezeugt der König feine Achtung vor den mit 
den verbündeten Regierungen abgeſchloſſenen und durch die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Volks vertretungen Deutſchlands ratificirten Verträge. Die 
Verſammlung, heißt es weiter, hat ſich nur mit ſtaatswirthſchaftlichen 
und commerciellen Fragen beſchäftigt. Das Zollparlament läßt mit⸗ 
hin den politiſchen Einfluß der Kammern der verſchiedenen Staaten, 
welche zu dem Zollverein gehören, unberührt. Kraft des Vertrages 
vom 8. Juli 1867 kann das Zollparlament für ſeine Competenz nur 
Zolltarife, gewiſſe indirecte Steuern und Maße und Gewichte in An: 
ſpruch nebmen. 

Paris, 27. Mai. Im Quartier latin haben ſich die Ruheſtörun⸗ 
gen wiederholt. Für die Vorleſung des Profeſſors Vulpian waren 
wieder polizeiliche Vorſichtsmaßregeln getroffen. Nach der Vorleſung 
zog ein Haufe Studenten vor das Palais des Senates, und wurde 
hier von Polizeiagenten angegriffen. Eine vorherige Aufforderung, ſich 
zurückzuziehen, war nicht erfolgt. Die Studenten räumten den Platz: 
einer derſelben war erheblich verwundet worden. Faſt ſämmtliche Blät⸗ 
ter tadeln, zum Theil in ſehr ſcharfem Tone, das Einſchreiten der 
Polizei. 

Paris, 28. Mai. Der „Moniteur“ veröffentlicht zwei Briefe des Erz: 
biſchofs von Algier und des Kriegsminiſters Marſchall Niel, beide vom 
22. d. M. Der Erzbiſchof erklärt, keiner der von ihm aufgenommenen Ara- 
ber ſei zwangsweiſe getauft worden. Die volle Freiheit bleibe denſelben ge⸗ 


wahrt. Er, der Biſchof, for 5 
ihm geſtatte, fur Waiſen, Wittwen, Greiſe und Kranke A ſyle zu Jet Der 


TA 


22. 


Kriegsminiſter erwiedert: Er ſei glücklich, zu conſtatiren, daß der Zwiſt zwi⸗ 
ſchen dem Erzbiſchof und dem Generalgouverneur auf einem Mißverſtänd⸗ 
niſſe beruhe. Allerdings müſſe den Arabern die volle Gewiſſensfreiheit ge⸗ 
wahrt bleiben. Die Regierung habe ihrerſeits niemals daran gedacht, die 
biſchöflichen Rechte einſchränken zu wollen. Sie laſſe dem Erzbiſchofe freien 
Spielraum für die Ausdehnung und Verbeſſerung ſeiner Aſyle, und wolle 
ihm überdies das Recht einräumen, auf ſolchen Punkten, wo wie Eingebo⸗ 
renen es fordern, neue Afyle zu gründen, unter der Bedingung, daß die 
vorgängige Genehmigung der Behörde eingeholt, und die für derartige An⸗ 
ſtalten in Frankreich geltenden Geſetze und Regeln beobachtet werden. Der 
Miniſter dankt ſchließlich dem Erzbiſchofe für den verſöhnlichen Geiſt, mit 
welchem Letzterer dieſem bedauerlichen Meinungsſtreite ein Ende gemacht habe. 

Plymouth, 27. Mai. Der preußiſche Vice⸗Conſul im Hafen 
Callao de Lima, Merkel, iſt am 18. April am gelben Fieber geſtorben. 


Telegraphiſche Courſe und Börſennachrichten. 
— (Wolff's Telegraphiſches Bureau.) 
Paris, 28. i, Nachm. 3 Uhr. „voch unbelebt. 
tags 1 Uhr waren ee Shiak⸗Conrfe: 
6569, 65. Italien. öproc. Rente 51, 62%. Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗ 
Aictien 557, 50. dito ältere Prioritäten 260, 00. dito neue Prioritäten 257, 
00. Credit⸗Mobil.⸗Actien 286, 25. Lombard. Eiſenbahn⸗Actien 375, 00. 
dito Prioritäten 215, 00. 6proc. Ver. Staaten⸗Anl. pr. 1882 81 &; 
Paris 28. Mai, Nachm. 1 Uhr. 50 M. [Bankausweis.] Vermehrt: 
Baarvorrath um 20%, Portefeuille um 4%, Notenumlauf um 2%, Gut: 
haben des Staatsſchaßes um 17, laufende Rechnungen der Privaten um 
15% Millionen Francs. Vermindert: Vorſchüſſe auf Werthpapiere um *, 


Millionen Francs. 
London, 28. Mai, Nachmittags 4 Uhr. Schluß⸗Courſe: Conſols 


9496. Iproc. Spanier 57%. Italien. öproc. Rente 517. Lombarden 
14%. Mexicaner 16%. öproc. Ruſſen 85. Neue Ruſſen 84%. Silben 
60% öproe. Verein. Staaten⸗Anleihe 


. Tuürliſche Anleihe von 1865 38%, 
pr. 1882 72%. — In die Bank von England find 154,000 Pfd. St. ge: 
floſſen. Sehr ſchönes Wetter. . 

London, 28. Mai, Abends. [Bankausweis.] Notenumlauf 23,680,605. 
(Abnahme 244,465), Baarvorrath 21,290,652, (Zunahme 501,689), Noten: 
reſerve 11,296,590 (Zunahme 753,830) Pfd. Sterl. 

Frankfurt a. M., 28. Mai, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. [Schluß 
Courſe.] Wiener Wechſel 101%. Oeſterkeichiſche National⸗Anleihe 52%, 
6% Verein. Staaten⸗Anleihe pr. 1882 77. Heſſ. Ludwigsbahn 130, 
Baieriſche Prämien⸗Anleihe 101%. 1854er Looſe 63% B. 1860er Looſe 70%, 
1864er Logſe 87%. Oberheſſiſche 74% B. Ruſſ. Bodenkredit 80%. — Feſt 
und animirt. 0 . N 

Frankfurt a. M., 28. Mai, Abends. [Effecten- Societät.] Ame⸗ 
rikaner 77%. Credit⸗Actien 191%. Steuerfreie Anleihe 50 4. 1860er Looſe 
70%. Engliſche Anleihe de 1859 61%. Staatsbahn 258%. 

Wien, 28. Mai, Abends. [Abend⸗Börſe.] Crevit Actien 182, 80. 


Nordbahn — —. 1860er Looſe 80, 90. 1864er Looſe 86, 00. Bohmiſche 
Weſt ahn — —. Staatsbahn 255, 00. Galizier 195, 75. Steuerfreies 
Anlehen — —. Napoleonsd'or 9, 32. Lombarden 173, 60. Ungariſche 


Creditactien — —. — Matt und geſchäftslos. i 

Liſſabon, 28. Mai, Morgens. Der Dampfer „Shannon“ iſt aus Rio 

de Janeiro heute Morgen 6 Uhr hierſelbſt eingetroffen. 0 

er Cours auf London ſtand 18, auf Hamburg 960, auf Paris 530. 
Good firſt 9200 Reis. t h 
Hamburg, 28. Mai, Nachm. 2 Uhr 30 Minuten. [®etreidemartt.] 
Weizen und Roggen anhaltend flau. Weizen pr. Mai 5400 Bo. netto 
160 Bancolhaler Br., 158 Gld., pr. Mai⸗Juni 144 Br., 143 Gld., pr. 
Juli⸗Auguſt 130 Br. und Gld. Roggen pr. Mai 5000 Pfd. Brutto 92 
Br., 90 Gld., pr. r 87 Br. und Gld., pr. Juli⸗Auguſt 85 Br., 84 
Sl. Hafer ſtille. Rüd öl geſchäftslos, loco 20%, pr. Mai 20%, pei 
October 21%. Spiritus ſtill, 35% Br. Kaffee ruhig. Zink fell. — 
Sehr ſchönes Wetter. r 

Liverpool, 28. Mai, Mittags. Baumwolle: 10,000 Ballen Umſatz. 
Beſſere Frage. New⸗Orleans 11%, Georgia 11%. Fair Dbollerab 916 
Middling fair Dhollerah —. Good middling Dhollerah 8. Bengal 8%. 
Good fair Bengal —. Fine Bengal — New ‚fair Domra 9%. Good falt 
Oomra 10%, Pernam 11%. Egvptiſche 12%. Smyrna 10. Orleans 
ſchwimmend 11%. Schwimmende Amerikaner —. Savannah — Mobile 

Domra April⸗Verſchiffung —. 

— 28. Mai. (Schlußbericht.) Baumwolle: 10,900 Ballen Umſaß, da⸗ 
von für Speculation und Export 2500 Ballen. Stimmung ſehr feſt. 

Liverpool, 28. Mai. (Schluß⸗Notirungen.) New Orleans 11 ½, Georgia 
11%, fair Dhollerah 9%, middling fair Dhollerah 8 , good middling 
Dhollerah 8%, Bengal 9%, good fair Bengal 9, New fair Oomra 9%, 
good fair Oomra 9%, Pernam 11. 

RNewyork, 28. Mai, Abends 6 Uhr. Wechſel auf London 110%. Gold⸗ 
agio 39%. Bonds 111%. 1885er Bonds 119%. 1904er Bonds 1054. 
Illinois 149. Exie 72%, Baumwolle 30%. Petroleum 29%,,- Mehl 9, 50. 

Havannah, 28. Mai. Unverändert. 


Glogau, 29. Mai, Vorm. 9 Uhr. Bis jetzt ind 700 Ctr. Wolle am 
Markt; weitere Zufuhren find unterwegs. Es fi 


5 ind nur wenige Käufer, 
meiſtens Händler. Das Geſchaft iſt noch leblos. Producenten verlangen 


höhere Preiſe als bei dem vorjährigen hieſigen Wollmarkt. 
1 0 der Bresl. Ztg.) 
Brieg, 28. Mai. [Woll markt.] Auf dem heutigen Wollmarkt wur⸗ 


Telegr. Dep. 
den ca. 180 bis 200 Einr. Nuſtikalwolle zum Verkauf geſtellt; von Dominial⸗ 


Conſols von Mit⸗ 
Zproc. Rente 6%, 


2 


f Schuldhaftgeſetzes . 


r 7 I el n r 
v re, 


wollen war Nichts vorhanden. Kauſluſt im Anfang matt, weil d 
95 . Et 2271 0 Er Schluß ging der How gne) ste: 
0 n der Käufer etwas lebhafter, ſo d d olle verkau e 
man zahlte für Ruſtikalwollen ar 983 (Schleſ. Ztg.) 


Berlin, 28. Mai. Die Börfe zeigte heute wieder etwas mebr Feſtigkeit 
und ließ ſich durch die heranrückende Ultimo-Abmwidelung darin nicht stören, 
nur auf Franzosen ſchien dieſe einigermaßen drückend zu wirken. Ein beſon⸗ 


* 


urchweg 


ders lebhafter Handel entwickelte ſich in Amerikanern, auch erhöhete ſich die 


Notiz, den beſſeten Newyorker Notirungen folgend. Italiener, Lombarden, 
Franzoſen, Credit und 1860er Looſe zeigken ſich ziemlich belebt und mit Aus⸗ 
nahme von Franzoſen voll preishaltend, ja vereinzelt ſelbſt unbedeutend an⸗ 
ziehend. Badiſche und baieriſche Prämien⸗Anleihen gingen in Poſten zu er 
höhter Notiz um. Oeſterr. Fonds find feſt, ruſſiſche ſtill, nur Boden⸗Credit“ 
und große polniſche Schatzobligationen nahmen eine Ausnahmeſtellung ein, 
fie find auch erhöht, während id die Prämien⸗Anleihen drückten. Ruſſiſche 
Prioritäten find feſt, Kozlow⸗Woroneſch höher und belebt, eben fo Rjäſan⸗ 
Kozlow nicht vernachläſſigt, Jelez⸗Orel 75%; ſonſt waren von Prioritäten 
noch Maſtrichter belebter. Eisenbahnen blieben ohne Anregung, nur für 
Märkiſch⸗Poſener feblte es nicht an einer ſolchen, die wenialtens den Rück ⸗ 
gang behinderte; Freiburger haben ſich wieder erholt; alte Magdeburg⸗Leip⸗ 
ziger zogen abermals an; die Mehrzahl der Bahnactien hielt letzten Stand, 
oder veränderte ihn nur höchſt unweſentlich, Mainzer gaben etwas nach. Von 
Banken hoben ſich Darmſtädter Zettel, Meininger, Gothaer. Bremer und 
Kaſſenverein, während preußiſche Bankantbeile und Leipziger ſich ſtärker drück 
ten, und Pommerſche und Genfer ſich nicht voll behaupteten; das Geſchaͤft 
umfaßte überall nur kleine Summen. Preußiſche Fonds ſind in feſter als 
tung, Anleihen find ziemlich belebt, Prämien⸗Anleihe hoher. Mechſell jtill. 
— Prämie für Amerikaner per ult. Juni 77%—Y, per ur Juli ya 
u Hd. 


Breslau, 29. Mai. Preiſe der Cerealien. 
Feſtſetzungen der polizeilichen Commiſſion pr. Scheffel in Silbergroſchen. 


fein mittel ordin. fein mittel ordin. 

8 4 zu — | — — 

Weizen, weißer 97—100 94 34-90 Gerſte 52—54 50 45—48 

do. gelber, 95—97 90 80-85 8 et 36—37 35 33—34 

Roggen, ſchleſ. 67—69 65 62—63 Erbſen 66—68 63 56-60 
do. fremder 67—69 63 57—60 


Loco- (Kartoffel-) Spiritus pr. 100 Ort. bei 80% Tralles 
16% Br., 16% Gld. 


Offieiell gekündigt: — Etr. Weizen. 1000 Ctr. Roggen. — tr. Leinöl. 
— Ctr. Rüböl. 30,000 Qrt. Spiritus. — Ctr. Rapskuchen. — Ctr. Hafer. 


Berliner Börse vom 28. Mai 1868. 


fordere dagegen, daß man ſeine Rechte achte und | _ 


Fonds und Geld-Uonrse. Eiganbaha-Stamm-Aotion. 


Lreiw. Biaats-Anl.. 4% 6 ½ ba 
staats-Anl. von * 103% bs. Dividende pro 1866, 1867. 
dito 1854. 58 4/5 % bl. Anchen-Hastricht — — 14 bz. G. 
dito 1851911 9515 br. Amsterd. Kottd. 4, — 101 08. 
dito 3 1856)4 3981 be. Berg,-Märkischs | 5 — 130% be 
dito 1664½4½½5½% bz. Berlin-Anbält, 14 — 210% et. bs. & 
dito 186° ans bz, erlin-Görlita .) — — 77% b. 
alto rn Bat, ba. dito St.-Prior.— — 76 % ba 6 
dito 1 68% bz. Berlin-Hamburg| 9 9% 4 168% 6. 
„dis _ 1862 Boy, te erl.-Potsd-Mgd.l16 — 4 197% dz 
taats-Schuldscheing gas ½ bz. terlia-Stattin . . 87: 1 — 4 136%, bz, 
Präm.-Anl. von 1865132 116% bz. Böbm.-Westb. 5 — P e 0 
Berliner Stadt-Oblig. % 85 Areslau-Frelb. . 5½ | — 4 111344 br. 
3 (Kur- u. Noumärk.|; B. öln-Minden. 9 — 4 1132 . 
2 \Bommersche Koael-Oderberg.| 2½ ⸗— |4 fd be. B. 
Ss osenache BET dito St.-Prlor.] 414 414 ba. 6 
305802 5 dito do 8 | — IS 70 0 
1 — * L. Galiz. Ludwigsb. — | 16 89% . 
3/ Kur- u. Nenmärk. 4 bz, Deen 
- 2 = 2 
2 Ama ang vs agd.-Lelpzis «| — — |“ 222 ba, 
a Freund ve — Mainz -Ludwgsh.| — — 4 1130 ba. 
Bw = 15 71 851 Lacklon burger. 3 — 1 11%, bz, 
5 [\Vestph. u. Rhein. 4 ba. Noisao-Brioger. / — — 4 94½% bz. 6. 
(Sächslsche 2% Ua. iedrachl.- Märk. 4 . 4 sur 6. 
Schlesische, — 2 91%, ba Niodrschl, Zwgb.] 8 | — 4 77 ö. 0. \ 
Louied’or 192%, 6. 2 Bk. 874 b ordbahn, Hass) — 4 
Joldk. 3. 1½ G. IRuss. Bku, 88% db. NN Bea 5 — es et. bz. B. 
. NETT BR Sp — et. . 
5 Ausiändiache Fonds. dito C. 1 2 18% et bz. B. 
Jestorr, Metalliquos 5 48 8. Oast.-Fr, St-- B. — 6 BRATEN bs. 
dito Nat-Anl, .5 53 ½ b. Oestr. südl. St. B. — — 6 0% de, 
t Tor- s ig br, Oppein-Tarno p,! — — 18 76 
ent dito 64 — 60 . M. Oderut. t. A- — 8 46 br 
dito Sar Pr.-A.A |65 Q. bee — — 0% 0. 
dito  Kisenb.-L, | 76 8 Ehoinischd....] — — 4 is, d. 
Gal. neue 5proc. Anl. 8 49 bs. a Siammprin | ila er 
Russ,-Fingl, Anl. 188215 |844, bs. t&hein-Nahebahn! & — 4 18H 
dito Poln.-Seb.-O bl. 4 6% bz. Stargard-Posen | Al, — 4½,88½% @ 
e Lcd i 8375 6 Thüringer I II Mu, 0 
dito Liqu.-Plandbr. 4 |® bs, Wien — — f 4 
Poln. Obl a 500 Kl. 4 197% 6 — 2 


Bank- vat Le dustrle-Paplerb. 


erl. Kassen-V, 114 un 4 
Amerikan. St.-Anl. . 6 77½ tr, Uraunschw. B. 0 699 ja 
Kisonbahn-Prieritäts-Aotien. age har, ß 814 14 
Härki 10 67 de 5 
Borg.-Märkische . . 44 ½7½ 6. Darmst, Zettalb. 4 — 
Ato U. 4%½ 444 8. @eraer Bank 70 8% 4 
dito IV. 4% 92% da. Gothaer & — ;6 
dito TU. v. 8. ½ 4.1215 2. dz. a. Hannoversche h. 57 [— 4 
blu Minden a 97% B. tHamb. Nordd. R 1 4 
dito „ e Vereins. Bl. 106 | 82, 1a 
alto 14 8 Königsberger B. Then — 4 
8 ın. 111 — B. Luxemburger B. 6 — 4 
it 18 3½ B. Magdeburger B. 5 4 
Ato IV. 4 83 55 6, osoner Bank | Tip — 
14 


ne nn 
= 


— —— 


dito I. KM. .i4!6 90 B. Eee * 45 ö 
dito IV. Em. 1% z 6. . kr, 
Gel, Ludwigeb, . % 82% er. be — | 
Riederschl.- Mark. . 4 88 023 
dito ‚conv.!& 8 @ Berl. Hand -G. 8 | — 14 
dito 114 ira), 6. Coburg. Grodb. A. 4 | X 1 
dito 7.0 4½ 044, l. Darmstädter „ d — 14 | 
Resch. Zwalgb. L. C. 8 4 G. Dessauer m 5.0 — Fe aM, 
Oberschles, K. 2 en Disc,‚Com.-Anti| 8 — 4 
dito n. 378% R. auer Orodb.-A. 0 — f 
den Ch un. eee, | | [8 
Alto 5.4 85 ba. nin gor, — — 
dite Klauen oldauer Lde. B | ji! 
dito F. 93% q° Oest. Credb.-A. ihr — 2 
an 5 6 Sch), Bauk- Ver. f — l 1 
Ossterr,-Franz,. .. 3 260 ½% bs. 84 4 N 
Üesterr, südl. St.- B. |3° 21416 B. | 
Rhein, v. St. gar. 44½ 9 K. Ainer ve — — 6 86 6. 
Rhein-Nahc-B. gar. 4 %%% bs. br. v. Risen dt. 10 1% „ 137 b. 
x Wechsel-Course. 
Amsterdam 250 Fl. 10 T. 143% bz. Angsburg 100 Fl.. . 2 M. 88. 20 bz. 
ito alto 2 M. 142½ b. Leipzig 100 Thlr.. . . 8 T.1998 @, 
Hamburg 300 Mk. ST. 151% iz, dito dito 2 u. 09 % 6. 
dito dito 2 M. 150% bz. Fraukfurt a. M. 100 FI |2 M. 86 28 hr, 
London 1 Lstr, . 3 M. 6. 23 . bz. Petersburg 100 8.-R. . W. 2 ½% ra 
Paris 300 FEres . 2 M. 51 ½ bs. dito dito 3 M. 1 ba 
Wien 150 FL Il. 8 T. 4 52. Warschau 20 8.-R. . 8 T. 84% bz. 
ans a 2 M. 86 ½ bz. Bremon id Thlr. Gold 48 T. III 1% ba. 


Breslau, 29. Mai. Der heutige Markt verlief für die meiſten Ge⸗ 
treidegattungen in flauer, 
feſtere N 

Weizen ohne Beachtung, pr. 84 Pfd. ſchleſiſcher weißer 85—102 Sgr., 
gelber 80-97 Sgr., ſeinſte Sorte 12 Sgr. über Notiz bezahlt. — 

oggen bei feſterer Stimmung, pr. 84 fund ſchleſiſcher 6370 Sar., 
fremder 57—69 Sgr., feinite Sorte über Not bez. — Gerſ. ſchwer ver⸗ 
käuflich, pr. 74 Ufd. gelbe 46—49 Sgr., belle 5052 Sgr., weißt 5450 Sgr., 
feinjte Sorte über Notiz bezahlt. 
50 Pfd. 33—35—38 Sgr., feinſte Sorte über Notiz bez. — Erbſen fta 
offerirt. Miden ohne Umſatz, pr. 90 Pfund 44 bis 52 Sgr. — 
Delſaaten ohne Handel. — Lupinen ohne Handel, — Bohnen ohne 
Käufer, pr. 90 Pyr. 80-96 Sgr. — Schlagle in prelshaltend. — Rap 
kuchen peng Umſatz, 50-55 Sgr. pr. Centner. — Mais (Kukuruz) billi⸗ 
ger erlaſſen, 6065 Sgr. pr. Etnr. 


— —— ́Üü!lJ—äñ ˙ ³²ÜrxL ͥPlu.333323K[K[—ỹů,ꝗ᷑.mſ—ͤ —— 
Breslau, 29. Mai. [Waſſerſt an d.] O.⸗P. 15 F. 7 . U.⸗P. 1 F. 9 3. 
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luſtloſer Stimmung, nur Roggen zeigte etwas 


Hafer in feiner Waare feſter, pr. 


